Brandschutzverordnung 735.200

Verordnung iiber den Brandschutz
Vom 21. Dezember 2004 (Stand 1. Januar 2009)

Der Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt,

gestiitzt auf das Gebaudeversicherungsgesetz vom 22. Mirz 1973 ,
die §8 59 und 88 des Bau- und Planungsgesetzes (BPG) vom 17. No-
vember 1999 ? und auf die geltenden Schweizerischen Brandschutz-
vorschriften der Vereinigung Kantonaler Feuerversicherungen
(VKF),

beschliesst:

I. Organisation und Zustindigkeit

§1 Zustindigkeit

'Die Gebédudeversicherung des Kantons Basel-Stadt ist unter dem
Vorbehalt abweichender Bestimmungen fiir den Vollzug der Brand-
schutzvorschriften zustdndig. Die Abteilung Feuerpolizei der Gebiu-
deversicherung Basel-Stadt (nachfolgend Feuerpolizei genannt) ord-
net die nach dem Stand der Brandschutztechnik notigen baulichen,
technischen und betrieblichen Massnahmen zum Schutze von Perso-
nen und Sachen vor den Gefahren von Brinden und Explosionen an.
?In den Zustdndigkeitsbereich der Feuerpolizei fallen:

— die Beratung von Bauherrschaften, Architektinnen und Architekten
sowie Fachplanerinnen und Fachplanern und der Feuerwehren;

— das Festsetzen der Brandschutzauflagen im Baubewilligungsverfah-
ren fiir folgende Bauten und Anlagen:

a) Industrie- und Gewerbebauten sowie Bauten mit noch unbestimm-
ter Nutzung;

b) Lagerhduser und Lagerrdume;

c) Beherbergungsbetriebe, Heime, Spitéler, Anstalten, Gebdude des
Strafvollzugs;

d) Bauten und Rédume, in denen sich zeitweise viele Menschen auf-
halten, wie Verkaufsgeschéfte, Einkaufszentren, Biirogebdude, Kanti-
nen, Sile/Quartiertreffs, Ausstellungshallen/Messen, Museen, Schu-
len, Dancings, Diskotheken, Nachtclubs, Theater, Kinos, Sporthallen/
Stadien, religiose Versammlungsstitten;

e) Hochhduser (auch Wohn-Hochhiuser, Definition «Hochhaus» ge-
miss dem Verzeichnis «Begriffe» im Anhang der Schweizerischen
Brandschutzvorschriften VKF);

f) Parkhduser, Tiefgaragen und Einstellrdaume fiir Motorfahrzeuge
mit einer Grundfliche von mehr als 150 m?, 6ffentliche Einstellriume
fiir Zweirader;
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g) Anlagen zur Verarbeitung, zum Umschlag oder zur Lagerung von
feuergefihrlichen Stoffen und Waren;

— das Formulieren von Brandschutzauflagen fiir Feuerungs- und Ab-
gasanlagen in oder fiir die unter Abs. 2 lit. a—e aufgefiihrten Bauten
und Anlagen;

— das Formulieren von Brandschutzauflagen fiir Veranstaltungen in
Riumen mit grosser Personenbelegung (Definitionen geméiss den
Schweizerischen Brandschutzvorschriften VKF) und sinngemass fir
Fahrnisbauten, sowie fiir die Durchfiihrung von Fackelumziigen und
das Abbrennen von Hohenfeuern;

— das Mitwirken bei der Festlegung der Brandschutzauflagen fiir die
dem arbeitsrechtlichen Plangenehmigungsverfahren und dem Planbe-
gutachtungsverfahren unterstellten Betriebe;

— die Unterstiitzung der Berufsfeuerwehr und der Kontrollstelle fiir
Chemie- und Biosicherheit (KCB) bei der Erarbeitung von Notfall-
und Einsatzplanungen;

— die Priifung der Ex-Zonenzuteilung im Einvernehmen mit dem
Kantonalen Arbeitsinspektorat Basel-Stadt;

— die Durchfiihrung feuerpolizeilicher Kontrollen und das Durchset-
zen feuerpolizeilicher Vorschriften;

— der Entscheid tiber Gesuche betreffend der Lagerung und den Ver-
kauf von Feuerwerk, sowie dessen Kontrolle.

II. Brandschutzvorschriften

§2

"Unter dem Vorbehalt weitergehender Bestimmungen sind die
Schweizerischen Brandschutzvorschriften VKF als kantonales Recht
anwendbar.

> Die Liste der anwendbaren Gesetze, Verordnungen, Normen, Richt-
linien und Leitsédtze kann bei der Feuerpolizei oder beim Bauinspek-
torat ¥ (Bau- und Verkehrsdepartement) eingesehen werden.

§3 Verantwortung

' Die Gebédudeeigentiimerinnen und -eigentiimer sowie die Betriebs-
inhaberinnen und -inhaber und die Mieterinnen und Mieter sind fiir
die Einhaltung der Brandschutzvorschriften und der Brandschutzauf-
lagen verantwortlich.

» § 2 Abs. 2: Jetzt: Bau- und Gastgewerbeinspektorat.
9 § 2 Abs. 2 gedndert durch § 3 Ziff. 77 der Zustiandigkeitsverordnung vom 9.
12. 2008 (wirksam seit 1. 1. 2009, publiziert am 18. 3. 2009, SG 153.110).
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III. Vorbeugender Brandschutz

§ 4 Normalfall und Abweichungen

' Anstelle vorgeschriebener Brandschutzmassnahmen fiir die unter § 1
Abs. 2 lit. a—g aufgefiihrten Bauten und Anlagen konnen alternativ
andere Brandschutzmassnahmen als Einzel- oder Konzeptlosung tre-
ten, soweit fiir das Einzelobjekt das Schutzziel gleichwertig erreicht
wird.

? Die Gesuchstellerin oder der Gesuchsteller hat dafiir bei der Feuer-
polizei eine Ausnahmebewilligung zu beantragen und den Nachweis
der Gleichwertigkeit zu erbringen.

§5 Brandrisikobewertung

' Die quantitative Beurteilung des Brandrisikos und der Brandsicher-
heit kann nach anerkannten Verfahren der Brandrisikobewertung
von ausgewiesenen Brandschutzexpertinnen oder Brandschutzexper-
ten durchgefiihrt werden, sofern die Bestimmungen der Brandschutz-
vorschriften fiir Fluchtwege eingehalten sind.

IV. Betriebliche Sicherheitsmassnahmen

§ 6 Sicherheitsbeauftragte, Sicherheitsbeauftragter

' Die Feuerpolizei kann unter Beriicksichtigung der nutzungsabhéngi-
gen Brandschutzanforderungen die Nutzerin, den Nutzer oder die
Nutzergemeinschaft dazu verpflichten, eine Sicherheitsbeauftragte
oder einen Sicherheitsbeauftragten zu bestimmen.

? Die Sicherheitsbeauftragte oder der Sicherheitsbeauftragte

— informiert und berit die Geschiftsleitung in Belangen des Brand-
schutzes;

— kontrolliert und wartet alle im Objekt vorhandenen fest installierten
und mobilen Brandschutzeinrichtungen und -geréte;

— liberwacht Reparaturarbeiten im Objekt, insbesondere die Ausfiih-
rung feuergeféahrlicher Arbeiten;

— verfiigt tiber ein Pflichtenheft mit Aufgabenbeschrieb und Regelung
ihrer respektive seiner Kompetenzen;

— hat Gelegenheit, sich ausbilden und periodisch fortbilden zu lassen;
—ist Kontaktperson zur Feuerpolizei.
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§ 7 Zugang fiir Feuerwehr

' Die Eigentiimerin oder der Eigentiimer von Liegenschaften mit au-
tomatischen Brandmelde- oder Loschanlagen, welche auf die Alarm-
zentrale der Feuerwehr aufgeschaltet sind, ist dafiir verantwortlich,
dass der rasche Zutritt der alarmierten Feuerwehr auf das Areal, ins
Gebdude und in Riume im Innern des Gebidudes nach erfolgtem
Brandalarm sichergestellt ist. Zu diesem Zweck ist ein Schliisseltresor
zu setzen. Die Eigentiimerin oder der Eigentiimer hat den Ort des
Schliisseltresors mit der Berufsfeuerwehr Basel-Stadt festzulegen.

> Bei Untervermietungen oder Anderungen der Schliessanlage hat die
Eigentiimerin oder der Eigentiimer die unter § 7 Abs. 1 dieser Ver-
ordnung aufgefiihrten Brandschutzanforderungen sicherzustellen.

§ 8 Tiiren

! Tiiren in Fluchtwegen miissen von Fliichtenden jederzeit ohne Hilfs-
mittel rasch entsperrt und geodffnet und der Fluchtweg muss sicher be -
gangen werden konnen.

2 Der oder die Riegel im Tiirschloss muss respektive miissen durch das
Betitigen des Tiirdriickers oder durch Druck auf eine Panikstange so-
weit zuriickgezogen werden, dass die Fluchttiire geoffnet und der
Fluchtweg sicher begangen werden kann.

* Notschliisselkdstchen neben Fluchttiiren sind nicht zugelassen.

§9 Gewerbliche Kiichen

! Gewerbliche Kiichen in separaten Rdumen sind mit dem gleichen
Feuerwiderstand wie das Tragwerk, mindestens aber mit Feuerwider-
stand EI 30 (nbb) anzuordnen. Brandschutzabschliisse (Tiiren,
Durchreichen etc.) sind mit dem Feuerwiderstand EI 30 auszufiihren.
> Bei gewerblichen Kiichen mit offener Verbindung zu angrenzenden
Réaumen sind an der Decke Schiirzen aus nichtbrennbarem Material
anzubringen. Schiirzen aus Glas miissen Feuerwiderstand E 30 auf-
weisen.

* Sind im Buffetbereich von gewerblichen Kiichen mit offener Verbin-
dung zu angrenzenden Réumen eine Friteuse oder ein Grill mit offe-
nem Feuer aufgestellt, muss iiber diesem Bereich eine CO2-Gaslosch-
anlage fest installiert werden, welche von einer sicheren Stelle aus
und auf einfache Art und Weise ausgelost werden kann.

§ 10 Fluchtwegkonzept, Rettungswegkennzeichnungen

' Fiir alle in den Zustindigkeitsbereich der Feuerpolizei fallenden Ob-
jekte muss die Gesuchstellerin oder der Gesuchsteller ein Fluchtweg-
konzept ausarbeiten, nach welchem die Feuerpolizei die Offnungs-
richtung der Tiiren in Fluchtwegen, die Rettungswegkennzeichnung
(sofern erforderlich) und die Bereiche mit netzstromunabhéngiger Si-
cherheitsbeleuchtung tiberpriifen kann.

? Als Rettungswegkennzeichnungen sind Piktogramme (weisses Sym-
bol auf griinem Grund) installieren zu lassen.



Brandschutzverordnung 735.200

§ 11 Anpassung bestehender Gebdude, Anlagen und Einrich-
tungen

'Die Feuerpolizei kann aufgrund von eingereichten Baugesuchen
oder von Feststellungen bei Kontrollen die Anpassung bestehender
Gebédude, Anlagen und FEinrichtungen an den heutigen Stand der
Brandschutztechnik mit der Eigentiimerin oder dem Eigentiimer des
Objektes einvernehmlich regeln oder per Verfiigung verlangen, be-
sonders dann, wenn die Gefahr fiir Personen besonders gross ist. Die
Gefahrenbeurteilung erfolgt durch die Feuerpolizei. Diese setzt auch
die Frist, bis wann die Brandschutzanforderungen zu erfiillen sind.
Die Organe der Feuerpolizei konnen eine Nachkontrolle durchfiihren
oder eine verbindliche, schriftliche Bestitigung iiber die durchgefiihr-
ten Anpassungen verlangen.

1. Wartung von Feuerungs- und Abgasanlagen ¥

§ 12

' Feuerungsanlagen in Geb4duden miissen periodisch durch Fachleute
gereinigt und auf Sicherheitsmingel untersucht werden.

?Die Feuerpolizei legt die Reinigungsintervalle fiir Feuerungs- und
Abgasanlagen nach den Anforderungen der Sicherheit fest.

* Als Fachleute gelten:
a) diplomierte Kaminfegermeisterinnen und -meister;
b) Personen und Unternehmungen, die zur Reinigung von
Feuerungs- und Abgasanlagen zugelassen sind;
c) die unter Aufsicht dieser Personen arbeitenden Hilfsperso-
nen.
§ 13

' Die Feuerpolizei iiberwacht den Zustand der Feuerungs- und Abgas-
anlagen durch Stichproben.

> Die Durchfithrung der Reinigungs- und Kontrollarbeiten wird von
der Fachperson (sieche § 12 Abs. 3) durch Eintrag in das zur
Feuerungs- und Abgasanlage gehorende Kontrolldokument bestétigt.

2. Kontrollen

§ 14

' Bestehende Objekte mit erhohten Brandrisiken werden von der
Feuerpolizei periodisch auf die Einhaltung der einmal festgelegten
Brandschutzanforderungen hin kontrolliert. Die Kontrollintervalle
werden von der Feuerpolizei festgelegt.

» Softwarebedingte, redaktionelle Einfiigung von Gliederungsbuchstaben oder
-ziffern.
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> Die Gebdudeversicherung kann diese Kontrollaufgaben an Brandri-
sikoinspektorinnen oder an Brandrisikoinspektoren iibertragen.

§ 15

' Wird fiir 6ffentliche Veranstaltungen eine Fahrnisbaute fiir mehr als
100 Personen aufgestellt, muss dieselbe vor Beginn der Veranstaltung
betreffend Brandsicherheit von der Feuerpolizei abgenommen wer-
den.

§ 16

' Wird bei einer Kontrolle eine unmittelbar drohende Brand- oder
Explosionsgefahr festgestellt, erldsst die Feuerpolizei die zur Beseiti-
gung der Gefahr nétigen Verfiigungen.

§ 17

' Die Abnahmen technischer Brandschutzeinrichtungen bei Neuanla-
gen und bei der Erweiterung bestehender Anlagen werden durch die
Gebiudeversicherung veranlasst.

> Die periodischen Kontrollen technischer Brandschutzeinrichtungen
richten sich nach den Schweizerischen Brandschutzvorschriften VKF
und werden durch die Gebdudeversicherung veranlasst.

§ 18

' Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Feuerpolizei ist der zur
Erfiillung ihrer Aufgaben erforderliche Zutritt zu gewdhren (§ 88 des
Bau- und Planungsgesetzes).

2 Es sind die notwendigen Auskiinfte wahrheitsgetreu zu erteilen.

* Die Kontrollen sind soweit mdéglich im Beisein der Gebédudeeigentii-
merin oder des Gebdudeeigentiimers sowie nach vorheriger Benach-
richtigung der Nutzerinnen und Nutzer durchzufiihren.

3. Offene Feuer

§ 19

! Feuer mit offener Flamme sind immer unter Kontrolle zu halten und
miissen jederzeit geloscht werden konnen.

? Infolge Warmestrahlung oder Funkenflug darf keine Brandgefahr
entstehen.

* Die Feuerstelle darf erst verlassen werden, wenn das Feuer ganz ge-
16scht ist. Asche oder Reste von Raucherwaren sind in einem nicht
brennbaren Behiilter so aufzubewahren und feuersicher zu entsorgen,
dass sie keinen Folgebrand verursachen konnen.

*Das Abbrennen von Bengalfackeln, Rauchkorpern u.4. in Stadien ist
verboten.
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§ 20

' Wo brennbare oder explosive Gase, Dampfe oder Stdube auftreten
konnen oder leichtentziindliche Stoffe vorhanden sind, sowie in un-
mittelbarer Ndhe von Gebduden oder auf Balkonen, ist das Entfa-
chen offener Feuer verboten.

§21

' Das Entfachen und Abbrennen von Hohenfeuern (z.B. 1. August-
Feuer) und die Verwendung von mehr als 100 brennenden Fackeln in
Umziigen sind bewilligungspflichtig. Das Gesuch um Bewilligung des
Anlasses ist bei der Feuerpolizei einzureichen.

4. Umgang mit feuer- und explosionsgefidhrlichen Stoffen und
Waren (nachfolgend als «Stoffe» bezeichnet)

§ 22

' Wer feuer- oder explosionsgeféhrliche Stoffe lagert oder damit um-
geht, trifft die notigen Massnahmen zur Verhiitung von Brinden und
Explosionen.

?Wo eine grosse Brand- oder Explosionsgefahr besteht, sind die er-
forderlichen Massnahmen anhand von Schutzkonzepten zu treffen.

§ 23

' Stoffe, die in gefdhrlicher Weise miteinander reagieren konnen, Stof-
fe mit besonderem Brandverhalten und Stoffe, die im Brandfall die
Feuerwehr gefdhrden, sind in getrennten und entsprechend ausgebau-
ten Rdumen unterzubringen.

§ 24

'In Verkaufsrdumen und im Arbeitsbereich ist die Menge von feuer-
und explosionsgefihrlichen Stoffen auf den Tagesbedarf zu beschrin-
ken.

§ 25

! Die Lagerung und der Verkauf von Feuerwerk und von feuer- und
explosionsgefihrlichen Stoffen sind bewilligungspflichtig.

> Die Bewilligung wird von der Feuerpolizei auf den Namen der ver-
antwortlichen Person ausgestellt und ist nicht auf andere Personen
tibertragbar. Die Bewilligung erlischt, wenn der Betrieb oder das La-
ger verlegt werden.

* Der Detailverkauf von Feuerwerk ist nur in der Zeit vom 10. Juli bis
zum 1. August gestattet.

‘In Warenhédusern und grossen Verkaufsgeschiften ist die Lagerung
von Feuerwerk nur in speziellen Rdumen und der Verkauf von Feuer-
werk nur im Freien gestattet.
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*Die Feuerpolizei erldsst detaillierte Brandschutzanforderungen fiir
die Lagerung und den Verkauf von Feuerwerk.

§ 26

' Das Entfachen und Abbrennen von Indoor-Feuerwerken in Rdumen
mit grosser Personenbelegung ist bewilligungspflichtig.

* Die Bewilligung wird fiir eine befristete Zeit von der Feuerpolizei
auf den Namen der Veranstalterin oder des Veranstalters ausgestellt.

* Die Feuerpolizei entscheidet in Absprache mit der Berufsfeuerwehr
Basel-Stadt, ob und fiir welche Dauer eine Feuersicherheitswache ge-
stellt werden muss. Die Feuersicherheitswache wird den Veranstalte-
rinnen und den Veranstaltern nach der Gebiihrenverordnung der
Feuerwehr Basel-Stadt separat in Rechnung gestellt.

5. Sicherheit auf Baustellen

§ 27

' Bei Arbeiten an Bauten und Anlagen sind von allen Beteiligten ge-
eignete Massnahmen zu treffen, um der durch den Bauvorgang erhoh-
ten Brandgefahr wirksam zu begegnen. Die Bauleitung koordiniert
die Massnahmen mit den verantwortlichen Personen der einzelnen
Unternehmungen.

? Die Feuerpolizei kann verlangen, dass die Bauherrschaft eine Person
bezeichnet, die fiir die Sicherheit wihrend der Bauzeit verantwortlich
ist.

§ 28

'Vor Beginn und wihrend der Ausfithrung feuergefahrlicher Arbei-
ten haben die Ausfithrenden die entsprechend der ortlichen Situation
erforderlichen Brandschutzmassnahmen zu treffen. Insbesondere ist
die Moglichkeit einer unverzogerten Alarmierung der Feuerwehr
nach Feststellung eines Brandes sicherzustellen.

? Nach Beendigung feuergefihrlicher Arbeiten miissen die notwendi-
gen Kontrollen durchgefiihrt werden. Der Kontrollauftrag ist schrift-
lich zu formulieren.

§ 29

' Es sind ausreichende Flucht- und Rettungswege anzulegen und stén-
dig freizuhalten.

§ 30

! Material, das sich leicht entziinden lisst, ist im Freien soweit von Ge-
bduden entfernt zu lagern, dass diese im Brandfall nicht gefihrdet
sind. Dies gilt insbesondere fiir Verpackungsmaterial und fiir in Mul-
den auf der Baustelle zum Abtransport gelagerte brennbare Abfille.
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§ 31 Ex-Schutz

'Die Feuerpolizei priift im FEinvernehmen mit dem Kantonalen
Arbeitsinspektorat Basel-Stadt aufgrund der betriebsméssig zu erwar-
tenden Bedingungen die erforderliche Ex-Zonen-Zuteilung.

6. Blitzschutz

§ 329

' Die Feuerpolizei entscheidet, welche Gebdude und Anlagen mit
Blitzschutzanlagen zu schiitzen sind.

? Sie macht die entsprechenden Auflagen im Baubewilligungsverfah-
ren.

§ 337

! Die Feuerpolizei organisiert die Abnahme von neu erstellten Blitz-
schutzanlagen.

§ 349

' Bei bestehenden Blitzschutzanlagen koordiniert die Feuerpolizei die
periodischen Kontrollen innerhalb der erforderlichen Zeitintervalle.

§ 352

' Berechtigt zur Erstellung und Ausfithrung von Blitzschutzanlagen
sind diejenigen Firmen, deren Inhaberin oder Inhaber oder die ver-
antwortliche Fachperson sich iiber die Teilnahme eines anerkannten
Instruktionskurses oder eine gleichberechtigte Ausbildung ausweisen
konnen und bei der Feuerpolizei registriert sind.

§ 3610

' Die Gebéudeeigentiimerin und der Gebidudeeigentiimer sind dafiir
verantwortlich, dass die Blitzschutzanlagen immer in funktionstiichti-
gem Zustand sind.

? Nach einem Blitzeinschlag ist die Feuerpolizei zu benachrichtigen.
*Die Feuerpolizei veranlasst, zu Lasten der Geb#udeeigentiimerin
oder des Gebdudeeigentiimers, nach erfolgter Meldung die Funkti-
onskontrolle der Blitzschutzanlage durch eine befugte Fachperson.

9 § 32 in der Fassung des RRB vom 6. 3. 2007 (wirksam seit 11. 3. 2007).
7§ 33 in der Fassung des RRB vom 6. 3. 2007 (wirksam seit 11. 3. 2007).
% § 34 in der Fassung des RRB vom 6. 3. 2007 (wirksam seit 11. 3. 2007).
 § 35 in der Fassung des RRB vom 6. 3. 2007 (wirksam seit 11. 3. 2007).
9§ 36 in der Fassung des RRB vom 6. 3. 2007 (wirksam seit 11. 3. 2007).
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§ 37

' Neu erstellte oder gednderte Blitzschutzanlagen sind der Feuerpoli-
zei durch die verantwortliche Fachperson oder durch die Bauherr-
schaft unaufgefordert zu melden, solange die wesentlichen Teile noch
sichtbar sind. Nach der Fertigstellung ist die Anlage von der verant-
wortlichen Fachperson unaufgefordert der Feuerpolizei zur Priifung
anzumelden.

7. Aus-, Weiter- und Fortbildung, Instruktion

§ 38

' Die Gebdudeversicherung Basel-Stadt sorgt fiir die fachliche Aus-,
Weiter- und Fortbildung der mit Brandschutzaufgaben betrauten Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter der Feuerpolizei.

§ 39

' Die Feuerpolizei fiihrt Instruktionskurse «Verhalten im Brandfall»
durch.

? Sie orientiert die Einwohnerinnen und Einwohner des Kantons Ba-
sel-Stadt in den Medien iiber mogliche Brandgefahren.

§ 402 Gebiihren

' Die Feuerpolizei erhebt fiir ihre Téatigkeiten Gebiihren geméss der
Verordnung iiber die Gebiihren der Feuerpolizei.

?Im Zusammenhang mit dem Baubewilligungsverfahren richtet sich
der Gebiihrenbezug und die -bemessung nach der Verordnung iiber
die Gebiihren der Baubewilligungsbehorden, welche auch fiir die
Veranlagung und den Bezug zustindig sind

* Werden Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter der Berufsfeuerwehr Ba-
sel zu einer Abnahme beigezogen, erfolgt die Verrechnung fiir ihre
Tétigkeit gemiss der Gebiihrenverordnung der Feuerwehr Basel-
Stadt.

V. Rechtsmittel

§ 41

' Verfiigungen der Feuerpolizei, die sich auf Brandschutzvorschriften
stiitzen, konnen nach den allgemeinen Bestimmungen bei der Baure-
kurskommission angefochten werden (§ 92 BPG).

' § 37 in der Fassung des RRB vom 6. 3. 2007 (wirksam seit 11. 3. 2007).
" § 40 in der Fassung des RRB vom 6. 3. 2007 (wirksam seit 11. 3. 2007).
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VI. Ubergangsbestimmung

§ 42

' Fiir Baubegehren, die vor dem 31. Dezember 2004 beim Bauinspek-
torat Basel-Stadt eingereicht wurden, gelten die VKF-Brandschutz-
vorschriften Ausgabe 1993, sofern mit der Gesuchstellerin oder dem
Gesuchsteller im Hinblick auf die Inkraftsetzung der Schweizerischen
Brandschutzvorschriften VKF, Ausgabe 2003, keine anderslautende
Vereinbarung getroffen worden ist.

VII. Schlussbestimmungen

§ 43 Aufgehobener Erlass

! Der folgende Erlass wird aufgehoben: Verordnung iiber den Brand-
schutz vom 18. Dezember 2001.

Diese Verordnung ist zu publizieren; sie wird am 1. Januar 2005 wirk-
sam.

11



	I. Organisation und Zuständigkeit
	§ 1 Zuständigkeit

	II. Brandschutzvorschriften
	§ 2
	§ 3 Verantwortung

	III. Vorbeugender Brandschutz
	§ 4 Normalfall und Abweichungen
	§ 5 Brandrisikobewertung

	IV. Betriebliche Sicherheitsmassnahmen
	§ 6 Sicherheitsbeauftragte, Sicherheitsbeauftragter
	§ 7 Zugang für Feuerwehr
	§ 8 Türen
	§ 9 Gewerbliche Küchen
	§ 10 Fluchtwegkonzept, Rettungswegkennzeichnungen
	§ 11 Anpassung bestehender Gebäude, Anlagen und Einrichtungen
	1. Wartung von Feuerungs- und Abgasanlagen )
	§ 12
	§ 13

	2. Kontrollen
	§ 14
	§ 15
	§ 16
	§ 17
	§ 18

	3. Offene Feuer
	§ 19
	§ 20
	§ 21

	4. Umgang mit feuer- und explosionsgefährlichen Stoffen und Waren (nachfolgend als «Stoffe» bezeichnet)
	§ 22
	§ 23
	§ 24
	§ 25
	§ 26

	5. Sicherheit auf Baustellen
	§ 27
	§ 28
	§ 29
	§ 30
	§ 31 Ex-Schutz

	6. Blitzschutz
	§ 32 )
	§ 33 )
	§ 34 )
	§ 35 )
	§ 36 )
	§ 37 )

	7. Aus-, Weiter- und Fortbildung, Instruktion
	§ 38
	§ 39
	§ 40 ) Gebühren


	V. Rechtsmittel
	§ 41

	VI. Übergangsbestimmung
	§ 42

	VII. Schlussbestimmungen
	§ 43 Aufgehobener Erlass


